
 

PRESSEMELDUNG 
Deutscher Pflegerat e.V. (DPR) 
Bundesarbeitsgemeinschaft Pflege- und Hebammenwesen: 
 
Berlin (09. Juli 2026, Nr. 40/2026) 
 
Noch 1 Tag. Was nutzen stabile Beiträge, wenn niemand mehr da ist, der pflegt? 
Countdown: #PflegeImFreienFall #DeutschlandWelchePflege-
WillstDu? 
Deutscher Pflegerat warnt: Das ist keine Reform. Das ist Abbau der Versorgung. 
 
Der Deutsche Pflegerat e.V. (DPR) warnt vor einer Reformpolitik, die Beiträge und 
Ausgaben stabilisieren will, aber die Grundlagen der Versorgung schwächt. 
 
Beitragssatzstabilität ist wichtig. Sie darf aber nicht zulasten der Versorgungsqualität 
und -sicherheit  der Patient:innen und Pflegebedürftigen gehen – und nicht zulasten 
der Heilberufe Pflege und Hebammen. 
 
Die Bundesregierung will Beiträge und Ausgaben begrenzen. Dafür werden Leistun-
gen geschwächt, Tarife nur unzureichend refinanziert, Personalbemessung zurückge-
fahren, Pflegebudgets begrenzt und professionelle Kompetenzen der Pflege und der 
Hebammen nur eingeschränkt genutzt. 
 
Damit entsteht der zentrale Widerspruch dieser Reformpolitik: Die berufliche Pfle-
genden und Hebammen sollen Versorgung sichern, Lücken schließen, Prävention 
stärken und Menschen länger zu Hause versorgen. Gleichzeitig werden Personal, Fi-
nanzierung, Tarife, Kompetenzen und Beteiligung der Professionen geschwächt. 
 
Das trifft die Menschen, die Versorgung brauchen. Und es trifft die Menschen, die 
Versorgung leisten. 
 
Pflegebedürftige verlieren Unterstützung. Patient:innen erleben Versorgungslücken. 
An- und Zugehörige übernehmen zusätzliche Aufgaben. Pflegefachpersonen verlieren 
faire Bezahlung, Sicherheit und Vertrauen. Einrichtungen verlieren Personal. Frauen 
und Familien verlieren Hebammenhilfe. Angebote werden reduziert oder verschwin-
den.  
 
Das ist eine Reform, die den Abbau der Versorgung wissentlich in Kauf nimmt. 
 
Die Personallage ist bereits heute angespannt. Die neuen Ausbildungszahlen in der 
Pflege sind ein wichtiges Signal, aber kein Grund zur Entwarnung. Innerhalb der 
nächsten acht Jahre werden weit mehr als 350.000 beruflich Pflegende fehlen, die in 
den Beruf zusätzlich einsteigen. Schon heute fehlen allein in der vollstationären Lang-
zeitpflege 115.000 Vollzeitstellen in der Pflege. Gerade deshalb darf die Pflegeperso-



 

nalbemessung in der Langzeitpflege nicht unverbindlich werden. Pflegebedarf ver-
schwindet nicht, weil Personal fehlt. Bis 2033 scheiden bis zu einem Drittel der heuti-
gen beruflich Pflegenden altersbedingt aus dem Arbeitsmarkt aus. Rund drei Fünftel 
arbeiten in Teilzeit. Das Beschäftigungswachstum in der Pflege wird inzwischen aus-
schließlich durch Fachpersonen aus dem Ausland getragen. 
 
Wer bedarfsgerechte und zukunftsorientierte Pflege und Hebammenversorgung si-
chern will, muss deshalb alle Hebel in Bewegung setzen. Entscheidend sind gute Ar-
beitsbedingungen, verlässliche Finanzierung, mehr Kompetenzen, echte Entwick-
lungsperspektiven, alles was den Verbleib im Beruf stützt und für neue Mitarbeitende 
und auch für Berufsrückerer:innen attraktiv macht. 
 
Stabile Beiträge pflegen niemanden 
 
Was nutzen stabile Beiträge, wenn niemand mehr da ist, der pflegt? 
 
Wenn Tarife gedeckelt oder nur teilweise refinanziert werden, verlieren Einrichtun-
gen Planungssicherheit und Mitarbeitende Vertrauen in politische Zusagen. Eine gute 
Pflege und Hebammenversorgung braucht Beschäftigte, die bleiben. Wer faire Bezah-
lung politisch fordert, muss sie auch vollständig, verlässlich und basiswirksam finan-
zieren. 
 
Nicht nachvollziehbar ist, dass der Gesetzgeber einerseits Tariftreue fordert, anderer-
seits die Refinanzierung tariflicher und tariforientierter Vergütung nur teilweise absi-
chert. Wirtschaftlichkeit darf nicht pauschal politisch festgelegt werden. Sie muss 
nachvollziehbar, transparent und im Einzelfall prüfbar bleiben. 
 
Die vorgesehene, auf zwei Jahre befristete 50-Prozent-Regelung zur Tarifrefinanzie-
rung für die häusliche Krankenpflege sowie die außerklinische Intensivpflege bleibt zu 
eng, zu unsicher und zu kurz. Sie muss alle Einrichtungen umfassen. Sie darf nicht nur 
Einrichtungen mit Tarifvertrag sicher erfassen, sondern muss auch tariforientiert ver-
gütende Einrichtungen verlässlich einbeziehen. 
 
Ohne verlässliche Refinanzierung geraten ambulante Pflegedienste, häusliche Kran-
kenpflege und außerklinische Intensivpflege unter Druck. Versorgungslücken entste-
hen genau dort, wo Anschlussversorgung und häusliche Versorgung gesichert werden 
müssen. 
 
Der Heilberuf Pflege und Hebammen müssen in den Mittelpunkt 
 
Die Politik kann nicht erwarten, dass Pflegefachpersonen Versorgungslücken kom-
pensieren. Gleichzeitig werden die Bedingungen geschwächt, unter denen professio-
nelle Pflege und Hebammenversorgung überhaupt geleistet werden kann. 
 



 

Auch das Pflegeneuordnungsgesetz zeigt dieses Problem: Es benennt Prävention, 
Pflegebegleitung und pflegerische Akutstrukturen als wichtige Ziele. Aber es verbin-
det diese Bausteine nicht zu einem tragfähigen Versorgungskonzept und nutzt die 
Kompetenzen der Profession Pflege nicht verbindlich genug. Dazu gehören auch Ad-
vanced Practice Nurses, Community Health Nurses und School Health Nurses. 
 
Berufliche Pflege und Hebammen halten die Versorgung zusammen. Sie sind im Kran-
kenhaus, in der Langzeitpflege, in der ambulanten Versorgung, in der häuslichen Ver-
sorgung, in Prävention, Primärversorgung, Schule und Quartier unverzichtbar. Wer 
diese Professionen schwächt, schwächt das gesamte Gesundheitssystem. 
 
Alle Reformen treffen dieselbe knappe Personalbasis. Berufliche Pflege und Hebam-
menversorgung dürfen deshalb nicht nur mitgedacht werden. Sie müssen in den Mit-
telpunkt der Gesetzgebung. Ihre Kompetenzen müssen verbindlich genutzt werden. 
Versorgung muss nach Kompetenz organisiert werden: Jeder Gesundheitsfachberuf 
muss das tun können, was er fachlich am besten kann. 
 
Der DPR fordert die Politik dazu auf: Prüfen Sie alle Reformen gemeinsam. Machen 
Sie Versorgungssicherung und -qualität gemeinsam mit den beruflich Pflegenden und 
den Hebammen zum Maßstab und nicht allein Einsparziele und Beitragssatzstabilität. 
 
Der Deutsche Pflegerat hat mit seinen Eckpfeilern für ein zukunftsorientiertes Ge-
sundheitssystem gezeigt, dass es anders geht: Versorgung muss vom Menschen her 
gedacht werden, wohnortnah, vernetzt, präventiv, interprofessionell und sektoren-
übergreifend. Genau daran müssen sich die aktuellen Reformen messen lassen. 
 
Die Heilberufe Pflege und Hebammen dürfen nicht die Folgen politischer Entschei-
dungen tragen, ohne an diesen Entscheidungen verbindlich beteiligt zu sein. Ihre 
Kompetenzen müssen genutzt werden. Ihre Expertise muss in allen gesundheits- und 
pflegepolitischen Entscheidungen verbindlich einbezogen werden. 
 
Der Deutsche Pflegerat erneuert seine Forderungen: 
 

• alle Reformvorhaben im Gesundheits- und Pflegebereich gemeinsam zu prü-
fen und an einer zukunftsorientierten Versorgungslogik auszurichten, 

• verpflichtende Versorgungsfolgenabschätzungen für alle Reformen einzufüh-
ren, die Leistungen, Budgets, Personalvorgaben oder Tarife in der beruflichen 
Pflege und der Hebammenversorgung betreffen, 

• Personalbemessung im Krankenhaus und in der vollstationären Langzeit-
pflege verbindlich zu sichern und weiterzuentwickeln, statt sie durch unver-
bindliche Vorgaben oder Mindestmaßstäbe zu ersetzen, 

• die Schutzwirkung des Pflegebudgets zu erhalten und es bedarfsgerecht wei-
terzuentwickeln, statt sein Wachstum zu begrenzen, 

• Tarifsteigerungen vollständig, verlässlich und basiswirksam zu refinanzieren, 



 

• auf die befristete 50-Prozent-Regelung zur Tarifrefinanzierung zu verzichten; 
sollte sie dennoch eingeführt werden, muss sie alle Einrichtungen der häusli-
chen Krankenpflege und die der außerklinischen Intensivpflege erfassen, 
auch tariforientiert vergütende Einrichtungen, 

• professionelle Pflege- und Hebammenkapazitäten auszubauen, Ausbildungs-
erfolge in dauerhaftes Personal zu überführen, Personal im Beruf zu halten, 
Teilzeitpotenziale durch bessere Arbeitsbedingungen zu erschließen und Be-
rufsrückerer:innen zu gewinnen, 

• Prävention, Pflegebegleitung, pflegerische Akutstrukturen, Hebammenhilfe 
für Frauen und Familien, Advanced Practice Nurses, Community Health Nur-
ses und School Health Nurses verbindlich in ein integriertes Versorgungskon-
zept einzubinden, 

• berufliche Pflege und Hebammen als tragende Professionen in allen Refor-
men zentral zu berücksichtigen, ihre Kompetenzen verbindlich zu nutzen und 
ihre maßgebliche Beteiligung an allen gesundheits- und pflegepolitischen 
Entscheidungen zu sichern, 

• Aufgaben im Gesundheitswesen konsequent nach Kompetenz zu verteilen: 
Jeder Gesundheitsfachberuf muss das tun können, was er fachlich am besten 
kann, 

• Reformen nach ihrem Beitrag zur Versorgungsqualität und -sicherheit für Pa-
tient:innen und Pflegebedürftige zu bewerten, nicht nur nach kurzfristigen 
Einsparwirkungen. 

 
Was nutzen stabile Beiträge, wenn niemand mehr da ist, der pflegt? 
 
Eine Reformpolitik, die die Heilberufe Pflege und Hebammen schwächt, gefährdet die 
Versorgung der Bevölkerung. Bundesregierung und Politik müssen sicherstellen, dass 
es auch morgen genügend qualifizierte beruflich Pflegende und Hebammen gibt, um 
pflegebedürftige Menschen, Patient:innen sowie Frauen und Familien professionell 
zu versorgen. 
 
Anlage: Countdown-Grafik Tag 1: „Was nutzen stabile Beiträge, wenn niemand mehr 
da ist, der pflegt?“ 
 
Weitere Information: 
 
Countdown des Deutschen Pflegerats zum GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz und 
insgesamt zur Reformpolitik – #PflegeImFreienFall #DeutschlandWelchePflege-
WillstDu? 
Dazu auch: Eckpfeiler des Deutschen Pflegerats für ein zukunftsorientiertes Gesund-
heitssystem. 
www.deutscher-pflegerat.de 
 
Bisher erschienen: 
 



 

Tag 10. „Pflegebedarf wird weggerechnet“ 
Tag 9. „Angehörige pflegen. Die Bundesregierung kürzt ihre Rente.“ 
Tag 8. „Der Personalmangel wird zum Maßstab.“ 
Tag 7. „Pflegepersonal fehlt. Die Bundesregierung bremst dessen Bezahlung.“ 
Tag 6. „Prävention versprechen. Pflegekompetenz ausbremsen.“ 
Countdown angehalten. „Zeit zum Nachdenken.“ Deutscher Pflegerat veröffentlicht 
Eckpfeiler für ein zukunftsorientiertes Gesundheitssystem 
Tag 5. „Ein Sektor spart. Der nächste bricht ein.“ 
Tag 4. „Pflegepersonalbedarf wird wieder unsichtbar. Es gilt nur das Mindestmaß.“ 
Tag 3. „Das Pflegebudget wird begrenzt. Personalabbau kehrt zurück.“ 
Tag 2. „Die Bundesregierung spart. Die Rechnung kommt zurück.“ 
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Der Deutsche Pflegerat als Dachverband vertritt die geeinten Interessen der Berufs-
verbände und nicht die einzelnen Partikularinteressen der Verbände. Unterschiedli-
che Positionen und Meinungen einzelner Verbände können sichtbar sein und die Viel-
falt der pflegerischen Profession widerspiegeln. Dieses berührt nicht die gemeinsa-
men Ziele und Intentionen des Deutschen Pflegerats. 
 



 

 

Zum Deutschen Pflegerat e.V. (DPR): 
 
Der Deutsche Pflegerat e.V. wurde 1998 gegründet, um die Positionen der Pflegeorganisationen 
einheitlich darzustellen und deren politische Arbeit zu koordinieren. Darüber hinaus fördert der 
Zusammenschluss aus 25 Verbänden und Organisationen die berufliche Selbstverwaltung. Seit 
2003 handelt der Deutsche Pflegerat e.V. als eingetragener, gemeinnütziger Verein. 
 
Als Bundesarbeitsgemeinschaft des Pflege- und Hebammenwesens und Partner der Selbstverwal-
tung im Gesundheitswesen vertritt der Deutsche Pflegerat auf Bundesebene die Interessen von 
1,7 Millionen Beschäftigten der Pflege. Über die berufliche Interessenvertretung hinaus ist der 
Einsatz für eine nachhaltige, qualitätsorientierte Versorgung der Bevölkerung oberstes Anliegen 
des Deutschen Pflegerats. 
 
Seit dem 14. Februar 2026 ist der DPR gemäß der Pflegeberufebeteiligungsverordnung – PflBBetV 
anerkannte maßgebliche Organisation der Pflegeberufe auf Bundesebene. 
 
Präsidentin des Deutschen Pflegerats ist Christine Vogler. Vize-Präsidentinnen sind Jana Luntz 
und Pascale Hilberger-Kirlum. 
 
Mitgliedsverbände des DPR: 
 
- Arbeitsgemeinschaft christlicher Schwesternverbände und Pflegeorganisationen e.V. (ADS) 
- AnbieterVerband qualitätsorientierter Gesundheitspflegeeinrichtungen e.V. (AVG) 
- Bundes-Dekanekonferenz Pflegewissenschaft gem. e.V. 
- Bundesverband Lehrende Gesundheits- und Sozialberufe e.V. (BLGS) 
- Bundesverband Geriatrie e.V. (BVG) 
- Bundesverband Pflegemanagement 
- Deutscher Hebammenverband e.V. (DHV) 
- Berufsverband Kinderkrankenpflege Deutschland e.V. (BeKD) 
- Bundesfachvereinigung Leitender Krankenpflegepersonen der Psychiatrie e.V. (BFLK) 
- Deutscher Berufsverband für Pflegeberufe e.V. (DBfK) 
- Deutsche Fachgesellschaft Psychiatrische Pflege e.V. (DFPP) 
- Deutsche Gesellschaft für Endoskopiefachberufe e.V. (DEGEA) 
- Deutsche Gesellschaft für Fachkrankenpflege und Funktionsdienste e.V. (DGF) 
- Deutsche Gesellschaft für Palliativmedizin e.V. (DGP) 
- Deutsche Gesellschaft für Pflegewissenschaft e.V. (DGP) 
- Deutscher Pflegeverband e.V. (DPV) 
- Deutsches Netzwerk Advanced Practice Nursing & Advanced Nursing Practice (DNAPN) e.V. 
- Initiative Chronische Wunden e.V. (ICW) 
- Katholischer Pflegeverband e.V. 
- Landespflegekammer Rheinland-Pfalz (KöR) 
- Pflegekammer Nordrhein-Westfalen (KöR) 
- Verband der Schwesternschaften vom Deutschen Roten Kreuz e.V. (VdS) 
- Verband für Anthroposophische Pflege e.V. (VfAP) 
- Verband der Pflegedirektorinnen und Pflegedirektoren der Universitätskliniken und 

Medizinischen Hochschulen Deutschlands e.V. (VPU) 
- Vereinigung der Pflegenden in Bayern (KöR) 


